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<< Editorial

dreht oder wendet und wie die Diskussi-
on um die Kandidatinnenkür in der Be-
völkerung wahrgenommen worden ist, 
bleibt am Ende des Tages der Fakt, dass 
zum ersten Mal eine Frau in das höchste 
zu vergebende europäische Amt gewählt 
worden ist und zum zweiten Mal nach 
Walter Hallstein 1958 ein Kandidat aus 
Deutschland. Und so wie in Deutschland 
die veröffentlichte Meinung eine diffe-
renzierte Bewertung widerspiegelt, ob 
man sich nun darüber als „Deutschland“ 
ob des Auswahlverfahrens über das Er-
gebnis freuen soll oder nicht, so eindeu-
tig scheint die Bewertung bei den Bür-
gern unseres westlichen Nachbarlands 
Frankreich auszufallen. Nach seiner Rück-
kehr aus einem Sommerurlaub in Frank-
reich hat mir ein Kollege berichtet, dass 
französische Staatsbürger, mit denen er 
während seines Urlaubs ins Gespräch 
gekommen ist, ihm voller Stolz über den 
doppelten Coup, der ihrem Staatspräsi-
denten Macron gelungen sei, berichtet 
hätten. Zum einen habe er Frau von der 
Leyen vorgeschlagen und im Rat durch-
gesetzt und zum anderen habe er mit 
diesem Vorschlag und der nachfolgenden 
Wahl einen möglichen deutschen Kandi-
daten für das Amt des Präsidenten der 
Europäischen Zentralbank verhindert. 
Wie dem auch sei, die Würfel sind gefal-
len, die Entscheidungen getroffen und 
der Verband der Beamten der Bundes-
wehr e.V. (VBB) hat der neuen Kommissi-
onspräsidentin sehr herzlich zu ihrer 
Wahl gratuliert und ihr viel Erfolg für ihre 
neue, anspruchsvolle Aufgabe ge-
wünscht.

Der Hall des Paukenschlages – und nicht 
weniger heftig – war die getroffene Per-
sonalentscheidung zur Nachbesetzung 
an der Spitze des Bundesverteidigungs-
ministeriums. Und auch hier machte die 
veröffentlichte Meinung beim „Kandida-
tinnenschaulauf“ eher einen großen Bo-

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,

haben Sie schon alles verdaut, was da vor 
Kurzem rund um das Verteidigungsres-
sort – auch mit europäischem Bezug –  
so alles geschehen ist? Allein die Diskus-
sion um die Frage, wer warum für das 
Amt der/des Kommissionspräsidenten/-in 
geeignet sein könnte oder aus welchem 
Grund nicht geeignet sei, hat, glaube ich, 
alle, die politisch interessiert sind, nicht 
unbewegt gelassen. Dass am Ende die 
damalige Bundesverteidigungsministerin 
Frau Dr. Ursula von der Leyen – sehen Sie 
mir die Formulierung nach – wie „Kai aus 
der Kiste“ gezogen worden und von den 
Abgeordneten des Europäischen Parla-
mentes auch gewählt worden ist, war 
schon ein Paukenschlag. Hätten Sie‘s ge-
dacht? Selbst wenn, vielleicht auch in An-
betracht aller Probleme in und um die 
Bundeswehr, viele Auguren prophezeit 
hatten, dass nach erfolgter Europawahl 
bei der Besetzung durchaus auch Frau 
von der Leyen für eine der neu zu verge-
benden Spitzenpositionen eine Kandida-
tin sein könnte, hat wohl keiner der ver-
meintlichen Insider mit dieser Entwick- 
lung gerechnet. Und egal wie man es << dbb
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gen um Frau Annegret Kramp-
Karrenbauer, zumindest seit 
ihrer Aussage, kein politisches 
Amt anstreben zu wollen, auch 
in Anbetracht der fordernden 
Aufgabe als Bundesvorsitzen-
de der Christlich Demokrati-
schen Partei Deutschlands 
(CDU) – so ihre Aussage. 

Der VBB hat auch der neuen 
Inhaberin der Befehls- und 
Kommandogewalt ebenso 
herzlich zur neuen Aufgabe 
gratuliert und viel Erfolg ge-
wünscht. Einem ersten Ge-
spräch mit der neuen Verteidi-
gungsministerin sieht unser 
Verband mit einer positiven 
Grundeinstellung entgegen. 
Neben der ressortinternen Ur-
sachenforschung und politi-

schen Aufarbeitung zum Bera-
terunwesen und des Desasters 
um die Gorch Fock bleibt für 
den VBB weiter die Zukunft der 
Beschaffungsorganisation im 
zentralen Blickfeld. Hier war 
durch die vormalige Verteidi-
gungsministerin vorgesehen, 
am 10. Juli 2019 in Gesprächen 
– auch mit den Personalräten 
in Koblenz – eine Entscheidung 
über die Zukunft der Beschaf-
fungsbehörde am Deutschen 
Eck zu treffen. Und selbst wenn 
der eine oder andere mögli-
cherweise persönlich Betroffe-
ne der Auffassung sein mag, 
lieber keine Entscheidung als 
eine negative, ist die latente 
Ungewissheit für alle Beschäf-
tigten am Deutschen Eck nicht 
akzeptabel. Und so reiht sich 

ein Thema an das andere, von 
der Substitution der Dienst-
posten, der Steigerung der At-
traktivität der Arbeit bei den 
zivilen Kolleginnen und Kolle-
gen der Bundeswehr über den 
Gesetzentwurf zur Modernisie-
rung der Strukturen des Besol-
dungs- und Umzugskosten-
rechts (BesStMG) bis hin zu 
Strukturverbesserungen im 
Dienstpostengefüge bei der 
Bundeswehrverwaltung. 

Und natürlich sehen wir uns 
wieder genötigt, fast schon ge-
betsmühlenartig erneut darauf 
hinzuweisen, dass die Bundes-
wehr aus zwei sie tragenden 
Säulen besteht: den Streitkräf-
ten und der Bundeswehrver-
waltung. Dass das zumindest 

nicht schaden kann, haben wir 
dem Tagesbefehl der neuen 
Verteidigungsministerin zur 
Amtsübername entnehmen 
dürfen, der sich bei den ange-
kündigten Aktivitäten und 
Schwerpunkten in der Einar-
beitungsphase der neuen Ver-
teidigungsministerin erkenn-
bar einseitig dem soldatischen 
Bereich widmet.

Ein Kollege merkte nach Durch-
sicht des Textes nicht zu Un-
recht an: „Es scheint wohl 
schon zum Beginn ein Bera-
tungsdefizit im Umfeld der Mi-
nisterin zu bestehen. Der VBB 
wird da wohl loyal helfen müs-
sen.“ 

Dem ist nichts hinzuzufügen.�

Dr. Ursula von der Leyen zur EU-
Kommissionspräsidentin gewählt
Der Verband der Beamten der Bundeswehr e.V. (VBB) gratuliert Frau Dr. Ursula von der Leyen sehr 
herzlich zur Wahl als neue Präsidentin der EU-Kommission.

Damit steht erstmals eine Frau 
in der Geschichte der EU an der 
Spitze der Kommission. Mit Dr. 
von der Leyen übernimmt 51 
Jahre nach dem CDU-Politiker 
Walter Hallstein, der 1958 zum 
ersten Präsidenten der ersten 
Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG), gewählt wurde, zum 
zweiten Mal ein Vertreter 
Deutschlands das höchste zu 
vergebende Amt in Europa.

Sie tritt nunmehr am 1. No-
vember die Nachfolge des Lu-
xemburgers Jean-Claude Jun-
cker an. Bis zuletzt hatte sie 
um Stimmen gekämpft und 
am Vormittag mit einer enga-
gierten Rede für sich gewor-
ben.

Am 16. Juli 2019 um 11 Uhr er-
hielt Frau von der Leyen im 
Schloss Bellevue ihre Entlas-
sungsurkunde als Bundesver-

teidigungsministerin. Gleich-
zeitig wurde Frau Annegret 
Kramp-Karrenbauer als neue 
Verteidigungsministerin er-
nannt.

Der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) bedankt 
sich bei Frau Dr. Ursula von der 
Leyen für die konstruktive Zu-
sammenarbeit und wünscht 

ihr für ihre bevorstehenden 
Aufgaben als Präsidentin die-
ser unserer EU viel Glück, im-
mer eine Handbreit Wasser un-
term Kiel und Gottes Segen.�
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Der VBB  
wird nicht  
arbeitslos

Unmittelbar am Tag 
nach der Amtsübergabe 
hat sich die neue Bun- 
desverteidigungsminis-
terin, Annegret Kramp-
Karrenbauer mit dem 
nebenstehend aufge-
führten Tagesbefehl an 
die mehr als 260 000 
Menschen in der Bun-
deswehr gewandt, die in 
den Auslandseinsätzen 
oder im Grundbetrieb 
ihren Dienst leisten.

Zu der von Frau Kramp-Karren-
bauer angekündigten intensiven 
Einarbeitung gehören „unter an-
derem“ auch Besuche bei den 
Kameradinnen und Kameraden 
im Grundbetrieb, bei Übungen 
und im Auslandeseinsatz.

Es fällt auf, dass die zivilen 
Ämter bei der intensiven Einar-
beitung unberücksichtigt blei-
ben. Vielleicht war aber der 
Verfasser des Textes auch der 
Auffassung, dass für den zivi-
len Bereich keine intensive Ein-
arbeitung notwendig sei. Eine 
Petitesse?

Wie meinte doch ein Kollege 
nach Durchsicht des Textes so 
schön: „Es scheint schon zum 
Beginn ein Beratungsdefizit im 
Umfeld der Ministerin zu 
bestehen. Der VBB wird da 
wohl loyal helfen müssen!“ 
Wie wahr!�
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Unterstützung zugesagt
Die Themen waren zahlreich und füllten die ter-
minierte Stunde leicht, die sich die verteidigungs-
politische Sprecherin der FDP-Bundestagsfraktion, 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann, in ihrem 
Wahlkreisbüro in Düsseldorf für den Bundesvor-
sitzenden des Verbandes der Beamten der Bun-
deswehr e.V. (VBB), Wolfram Kamm, Zeit nahm.

Von der Nachwuchsgewinnung 
im technischen Dienst, der 
Steigerung der Attraktivität 
des Dienstes bei Beamtinnen 
und Beamten, der Frage nach 
einer Änderung der Organisati-
onsstruktur der Beschaffungs-
behörde in Koblenz bis hin zur 
„Wiederangleichung“ der wö-
chentlichen Arbeitszeit für 
Bundesbeamtinnen und Bun-
desbeamte spannte sich der 
Bogen. 

Gerade bei der Attraktivitäts-
steigerung sei es, so der Bun-
desvorsitzende, dringend ge-
boten, strukturell wie finanziell 
signifikante Verbesserungen zu 
schaffen. Zwar seien in dem 
von der Bundesregierung ver-
abschiedeten Besoldungs-

strukturenmodernisierungsge-
setz (BesStMG) im Vergleich zu 
vergangenen Maßnahmen po-
sitive Ansätze erkennbar, den-
noch reichten die eingebrach-
ten Vorschläge bei Weitem 
nicht aus, um der Absicht Rech-
nung zu tragen, ein attraktiver 
Arbeitgeber zu werden. Alters-
bedingte Abgänge in Höhe von 
40 Prozent bis zum Jahr 2030, 
der demografische Wandel 
und der Regenerationsbedarf 
der gewerblichen Wirtschaft 
gerade in den sogenannten 
„MINT“-Berufen erfordern 
neben verstetigten hohen Ein-
stellungsquoten besoldungs- 
wie laufbahnrechtliche Verbes-
serungen quer durch die 
Laufbahnen und Laufbahn-
gruppen.

Ein besonderes Augenmerk 
muss das Ressort wie die Poli-
tik dabei auf den gehobenen 
technischen Dienst legen, wo 
die Bundeswehr im konkurren-
ziellen Wettbewerb mit der ge-
werblichen Wirtschaft fast 
ausnahmslos nur noch zweiter 
Sieger ist. Dr. Strack-Zimmer-
mann teilte die Einschätzung 
des Bundesvorsitzenden, dass 
diese negative Entwicklung 
auch durch den sogenannten 
„Bologna-Prozess“ verstärkt 
wird, begleitet durch eine 
bildungspolitische Forderung 

nach Angleichung der jeweili-
gen Abschlüsse in Schulen und 
Universitäten der Bundeslän-
der, der dem Leistungsgedan-
ken widerspräche.

Frau Dr. Strack-Zimmermann 
schlug vor, diese Themenberei-
che wie auch den Komplex wö-
chentliche Arbeitszeit nach der 
Sommerpause in einem größe-
ren Kreis mit den Mitgliedern 
der Arbeitsgruppe Verteidi-
gungspolitik der FDP-Bundes-
tagsfraktion zu vertiefen.�
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Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz – 
BesStMG
Auf der Grundlage des Koalitionsvertrages vom 12. März 2018 hatte das Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat (BMI) Anfang des Jahres 2019 einen Referentenentwurf für ein Gesetz zur 
Modernisierung der Strukturen des Besoldungsrechts und zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften, kurz Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz (BesStMG), den Spitzenorganisationen 
der Beamtengewerkschaften nach § 118 des Bundesbeamtengesetzes zur Stellungnahme übersandt.

Hierzu hatte auch der VBB 
sowohl gegenüber dem Dach-
verband dbb beamtenbund 
tarifunion als auch unmittelbar 
gegenüber dem BMI schriftlich 
Stellung genommen. Nachdem 
das BMI aufgrund der zeit-
gleich eingeleiteten Abstim-
mung des Entwurfs innerhalb 
der Bundesressorts diesen fort-
geschrieben hatte, fand am 29. 
Mai 2019 eine mündliche Erör-
terung zwischen den Spitzen-

organisationen der zuständi-
gen Beamtenverbände und 
Gewerkschaften sowie dem 
BMI statt. Im Ergebnis ist es 
uns im Zusammenwirken mit 
dem dbb gelungen, wesentli-
che Forderungen in den Ent-
wurf einzubringen und eine 
nicht akzeptable Maßnahme 
zu verhindern.

In Übereinstimmung mit dem 
dbb konnte die durch das BMI 

beabsichtigte Umstrukturie-
rung des Familienzuschlags 
verhindert werden. Das BMI 
sah hierzu unter anderem 
vor, den Verheiratetenzu-
schlag zugunsten einer deut-
lichen Erhöhung der kindbe-
zogenen Zuschläge für das 
erste und zweite berücksich-
tigungsfähige Kind um die 
Hälfte zu kürzen. Dies konnte 
trotz der begrüßenswerten 
positiven finanziellen und 

strukturellen Effekte wegen 
der damit verbundenen Über-
kompensation (ab 2023 wies 
der Entwurf dafür Minder-
ausgaben im zweistelligen 
Millionenbereich aus) zulas-
ten insbesondere der Versor-
gungsempfänger nicht hinge-
nommen werden.

Positiv zu verzeichnen sind 
insbesondere folgende  
Ergebnisse:
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>> deutliche Erhöhung der An-
wärterbezüge für den geho-
benen und höheren Dienst,

>> Abschaffung der Besoldungs-
gruppe A 2,

>> Erhöhung der Stellenzulagen, 
die seit Jahrzehnten nicht 
mehr angepasst wurden,

>> Einführung einer neuen 
Stellenzulage für bestimmte 
Tätigkeiten in Cyberoperatio-
nen,

>> Erstreckung der bisher nur 
für Soldaten bestimmten Ge-
bietsärztezulage auch auf 
Beamte,

>> Flexibilisierung und Erweite-
rung der Personalgewin-

nungs- und Personalbin-
dungsinstrumente,

>> dauerhafte, nicht sich weiter 
verringernde Vergütung für 
Beamte im Einsatzdienst der 
Bundeswehrfeuerwehren, für 
jeden geleisteten Dienst von 
mehr als zehn Stunden bei frei-
williger Verpflichtung für Opt-
out, soweit kein Freizeitaus-
gleich gewährt werden kann,

>> Aufhebung der „Sachsenre-
gelung“ (Besoldungskürzung 
wegen des in Sachsen noch 
freien Buß- und Bettages),

>> Vereinfachung und Verbesse-
rung der versorgungsrechtli-
chen Regelungen für Beur-

laubungen zu zwischen-  
und überstaatlichen Ein
richtungen,

>> wirkungsgleiche Übernahme 
der rentenrechtlichen Rege-
lungen zur Anerkennung von 
Kindererziehungszeiten auch 
für vor dem 1. Januar 1992 
geborene Kinder („Mütter-
rente“).

Wenngleich nicht alle Forde-
rungen und Vorstellungen des 
VBB erfolgreich platziert wer-
den konnten, ist bereits ein be-
achtliches Ergebnis erzielt wor-
den. Der Kabinettzeitplan sieht 
vor, dass der Gesetzentwurf 
am 3. Juli 2019 durch das Bun-

deskabinett beschlossen wur-
de und damit ungeachtet der 
parlamentarischen Sommer-
pause das parlamentarische 
Gesetzgebungsverfahren er-
öffnet wird.

Der VBB wird weiter am Ball 
bleiben und seine Chancen im 
weitergehenden Verfahren nut-
zen, mit dem Ziel, noch Ände-
rungen zu bewirken. Denn im-
merhin gilt noch der Grundsatz, 
dass kein Gesetz den Bundes-
tag so verlässt, wie er als Ent-
wurf dort eingebracht wurde.

Wir berichten weiter.�

Binnenarbeitsmarkt Bundeswehr
Am 18. Juni 2019 veranstaltete der Wehrbeauftragte einen Workshop zum Thema „Binnenarbeits-
markt“ – mit dabei neben dem Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) und des Innern (BMI) 
sowie der Personalvertretungen auch der Verband der Beamten der Bundeswehr e.V. (VBB).

In seinen Begrüßungsworten 
machte der Wehrbeauftragte 
zunächst seine Zielsetzungen 
deutlich: Es geht in erster Linie 
um die Bedarfsdeckung der 
Soldaten/Soldatinnen. Dabei 
stelle sich ihm die Frage, wie 
bereits beim Bewerbungsge-
spräch auch eine berufliche 
Weiterverwendung im zivilen 
Teil der Bundeswehr als attrak-
tivitätssteigerndes Moment 
angeführt werden könne. Also 
Planungssicherheit über die 
Verpflichtungszeit hinaus.  

Es muss für die Soldaten/Sol-
datinnen eine Perspektive im 
Anschluss an ihre Verpflich-
tungszeit geben – neben den 
Möglichkeiten, die der Berufs-
förderungsdienst aufzeigt 
eben auch den Binnenarbeits-
markt Bundeswehr.

Nach Einführung in das Thema 
durch verschiedene Impulsre-
ferate unter anderem von 
Oberst iG Kai Hartmann zur 
Personalstrategie „Binnenar-
beitsmarkt der Bundeswehr“ 

oder Herrn Professor Dr. Dr. 
Ulrich Battis zum erleichterten 
Wechsel zwischen Statusver-
hältnissen aus verfassungs-
rechtlicher Sicht wurden et
waige Verbesserungen der 
Rahmenbedingungen und 
Grundlagen für ein Status-
wechsel innerhalb des Ge-
schäftsbereichs des Bundes
ministeriums der Verteidigung 
diskutiert.

Interessant waren auch die 
vom Ministerium vorgelegten 

Zahlen. Den Binnenarbeits-
markt Bundeswehr gibt es 
bereits seit 2014. Es findet sich 
eine Verankerung des Konzepts 
im Personalmanagement der 
Bundeswehr sowie bei der 
Personalbindung der Soldaten 
und Soldatinnen. Der Binnen-
arbeitsmarkt ist zudem eine 
Maßnahme der Agenda Attrak-
tivität. Neu ist, dass das Kon-
zept im Juni 2019 neu aufge-
legt werden sollte, wobei dann 
eine Implementierung als 
ganzheitliche Unternehmens-
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philosophie gewünscht ist. Der 
Binnenarbeitsmarkt Bundes-
wehr ist ein strategisches Zu-
kunftsthema mit Fokussierung 
auf Wirkung von Maßnahmen. 
Betrachtet man einmal die 
Zahlen aus 2018, so hat ledig-
lich ein Beamter den Binnenar-
beitsmarkt Bundeswehr für 
sich in Anspruch genommen. 
Demgegenüber stehen 120 
Soldatinnen und Soldaten und 
75 Tarifbeschäftigte sowie 40 
Auszubildende, die den Weg in 
das Beamtenverhältnis gesucht 
haben.

Der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) machte 
durch seinen Bundesvorsitzen-
den, Wolfram Kamm einmal 
mehr deutlich dass der VBB 
keinesfalls gegen den Binnen-
arbeitsmarkt Bundeswehr ist, 
jedoch müssen die Rahmenbe-

dingungen stimmen. Alle Be-
teiligten dieses Gesprächs
kreises sollten sich über ein 
gemeinsames Ziel verständi-
gen können, die bestehende 
Qualität in der Bundeswehr-
verwaltung zu erhalten. Dafür 
ist neben einer Bestenauslese 
mit wenigen Ausnahmen auch 
eine Laufbahnausbildung er-
forderlich. Das muss auch ein 
Eigeninteresse derer sein, die 
nach Ende ihrer Verpflich-
tungszeit einen Statuswechsel 
anstreben. Ein Automatismus 
ist nicht zweckdienlich. Wie 
schon zuvor im Vortrag von 
Professor Battis ausgeführt, 
bedarf es der Wahrung des 
Leistungsgrundsatzes (Art. 33 
Abs. 2 Grundgesetz).

Nachdem bei diesem ersten 
Termin die verschiedenen Posi-
tionen einmal dargelegt wor-

den sind und deutlich wurde, 
dass die verschiedenen Mei-
nungen gar nicht so weit ausei-
nanderliegen, wurde von den 
Beteiligten angeregt, dass wei-
tere Termine dieser Art folgen 
sollten, um nun tiefer in die 
Materie einzusteigen und den 

Binnenarbeitsmarkt Bundes-
wehr mit seinem neuen Kon-
zept auf ein breites Fundament 
zu stellen, mit dem alle Status-
gruppen leben können. An die-
ser Stelle sicherte der Wehrbe-
auftragte zu, dies prüfen zu 
wollen.�

©
 v

bb

Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz 
(BwEinsatzBerStG)
Am 6. Juni 2019 wurde das Gesetz zur Stärkung der personellen Einsatzbereitschaft der Bundeswehr 
(BwEinsatzBerStG) im Bundestag beschlossen.

Am Montag zuvor hat hierzu 
der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) noch in 
der dreistündigen Anhörung 
vor dem Verteidigungsaus-
schuss Stellung bezogen. Auch 

wenn von dem Gesetz nicht 
vorrangig die Interessen der Be-
amtinnen und Beamten sowie 
der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer betroffen sind, 
so gilt es doch darauf zu ach-

ten, dass etwaige Maßnahmen 
auch Anwendung auf das Zivil-
personal finden, gehen die Kol-
leginnen und Kollegen doch 
auch mit in die Auslandseinsät-
ze – zumeist mit einem tempo-
rären Statuswechsel – wobei 
etwaige Auswirkungen ggf. 
erst viel später – zu nennen sei 
bspw. PTBS (Posttraumatische 
Belastungsstörungen) – und 
dann wieder im originären Sta-
tus auftreten. Auch dann gilt 
der Fürsorgegedanke des 
Dienstherrn, und es muss den 
Kolleginnen und Kollegen mög-
lich sein, dieselbe Betreuung zu 
erfahren, wie sie den Soldatin-
nen und Soldaten zuteil wird.

Aber vorrangig ging es in dem 
Gesetz – wie der Name bereits 
sagt – natürlich um die Stär-
kung der personellen Einsatz-
bereitschaft der Bundeswehr. 
Etwaige Maßnahmen, um den 
Arbeitgeber Bundeswehr at-

traktiver zu machen und die 
Fürsorgeleistungen zu stärken, 
unterstützt der VBB selbstver-
ständlich. In der Vergangenheit 
haben wir mehr als einmal auf 
etwaigen Folgen anlässlich der 
Aussetzung der Wehrpflicht 
und dem Einstellungsstopps 
hingewiesen und befinden 
auch das nunmehr verabschie-
dete Gesetz als zu kurz ge-
dacht, um wirksam gegen den 
Personalmangel der Bundes-
wehr entgegenzuwirken. 
Nichtsdestotrotz sind die ver-
abschiedeten Maßnahmen ein 
weiterer Schritt in die richtige 
Richtung. Diese sind u. a.:

>> die Anstellung als Berufssol-
dat soll erleichtert werden,

>> der Wehrsold steigt,
>> Zeitsoldaten sowie freiwillig 
Wehrdienstleistende sollen 
in der Rentenversicherung 
besser abgesichert werden,

>> Reservisten sollen ihren ©
 V

BB
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Dienst künftig in Teilzeit  
leisten können,

>> Verbesserungen der Leistun-
gen bei der Berufsförderung 
und bei der Eingliederung in 
das zivile Erwerbsleben,

>> Angehörige von Bundeswehr- 
soldaten/-innen sollen bei 
Kostenübernahme durch den 
Dienstherrn in die Therapie 
eines „Einsatzgeschädigten“ 
einbezogen werden.

>> usw.

<< Weiteres Thema war 
die wöchentliche 
Arbeitszeit für 
Soldaten/-innen 

Der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) mach-
te in der Anhörung deutlich, 
dass erst zum 1. Januar 2016 
die Soldatenarbeitszeitver-
ordnung mit der 41-Stunden-
Woche eingeführt worden ist 
und damit die EU-Arbeitszeit-

richtlinie aus dem Jahr 2003 
umgesetzt wurde. Dies ge-
schah damals im Rahmen der 
sogenannten Agenda Attrak-
tivität. Ein Aufweichen dieser 
Regelung ist nach Auffassung 
des VBB kontraproduktiv zur 
Zielsetzung dieses Gesetzes 
zu sehen.

Der Verteidigungsausschuss 
hatte sodann die Gesetzes-
vorlage bei den Regelungen 

zur Arbeitszeit und bei der 
Einsatzversorgung nach der 
Kritik von Verbänden und 
Interessenvertretungen in 
der öffentlichen Anhörung 
noch einmal nachgebessert. 
So bleibt die Regelarbeits-
zeit der Soldaten von 41 Wo-
chenstunden entgegen der 
ursprünglichen Planung der 
Bundesregierung nun doch 
unangetastet. 
�

Wenn die Wissenschaft Wissen schafft:  
Mythen und Realitäten in der Beschaffung
Es ist ein Ritual mit langer Tradition und mit verfestigten Meinungen: Die Rüstungsbeschaffung  
muss umorganisiert werden. Der Auslöser scheint wohlbekannt. Zu optimistisch geplante Projekte 
scheitern an der Realität und die Schuld liegt demzufolge exklusiv beim „Zeughaus am Deutschen 
Eck“, also dem BAAINBw?

Der folgende Handlungsreflex 
ist leicht vorhersehbar, denn 
nach der politischen Empö-
rung gibt es mehr oder weni-
ger prominent besetzte Ar-
beitsgruppen, neudeutsch 
„Task-Forces“, die unumstöß-
lich untermauern, dass das 
„Zeughaus“ umgebaut wer-
den muss. Jedoch zeigen die 
Fakten, dass die „Neuausrich-
tungen“ und „Nachjustierun-
gen“ bestimmt immer gut ge-
meint waren, insgesamt aber 
immer wieder zu schlechten 
Resultaten geführt haben.  
Anders ist es wohl kaum zu 
erklären, dass keine Reform  
zu Ende gebracht wurde, weil 
eine Reform die nächste Re-
form jagt. Und die Reform der 
Reformen steht vor der Tür 
des „Zeughauses“, sprich 
BAAINBw. Da stellt sich die 
Frage, wie klug diese Vorge-
hensweise ist, wenn gerade 
jetzt eine leistungsfähige 
Beschaffung so dringend 
gebraucht wird.

Als Berufsverband hat der  
VBB großes Interesse, dass die 
Verwaltung leistungsfähig und 
attraktiv bleibt, dass sich  
die Rüstung den neuen Her-

ausforderungen erfolgreich 
stellen kann. Derartige Rituale 
auf dem Rücken der Beschäf-
tigten lehnt der Verband ab, 
wir fordern unvoreingenom-
mene Herangehensweisen. 
Eine Metapher möge dies 
versinnbildlichen.

<< Alle sind fit, nur die 
Rüstung ist krank?

Der Patient Rüstung klagt 
über leichtes Unbehagen an 
der einen oder anderen Stelle, 
eigentlich nichts Ungewöhnli-
ches, das haben vergleichbare 
Patienten auch. Dennoch wird 
über seinen Kopf hinweg ein 

Expertenteam beauftragt, sei-
ne Leistungsfähigkeit zu ver-
bessern. Die Fachärzte neh-
men nach schneller Diagnose 
schwerwiegende Operationen 
vor und wundern sich, dass 
der Patient immer schlechter 
aussieht. Wo man doch vor-
gibt, ja, überzeugt ist, zum 
Wohle des Patienten zu han-
deln. Ein prominentes Be-
handlungsteam folgt dem 
nächsten, nie wird eine Thera-
pie zu Ende geführt und nie 
werden die Ergebnisse abge-
wartet. Objektiv hat der Pati-
ent im letzten Haushaltsjahr 
erstaunliche Leistungen voll-
bracht, aber das zählt nicht. 

Der Patient wird überschüttet 
mit Vorschriften, wird in der 
Öffentlichkeit mit Häme über-
zogen, kaum einer schaut auf 
das Umfeld des Patienten und 
die Lebenswirklichkeit. Außen-
stehende schütteln nur ver-
wundert den Kopf. Es muss 
sich was ändern, das steht 
fest!

<< Der Gastbeitrag: Prof. 
Dr. Eßig gibt Einblick in 
die aktuelle Forschung

Kürzlich hat der VBB von einem 
anregenden und interessanten 
Informationsaustausch mit 
Professor Dr. Michael Eßig be-
richtet. Tatsächlich laufen die 
Erkenntnisse aus unabhängig 
betriebener Wissenschaft und 
bedarfsabhängiger öffentlicher 
Beschaffung dicht zusammen. 
Professor Dr. Eßig ist als or-
dentlicher Professor für Be-
schaffung und Supply Manage-
ment an der Universität der 
Bundeswehr München ein aus-
gewiesener Experte. Wer sich 
mit den wissenschaftlichen 
Hintergründen des Supply 
Chain Managements oder der 
öffentlichen Beschaffung 
ernsthaft beschäftigt, ist gut 

<< Dr. Christian von Deimling

<< Prof. Dr. Michael Eßig, 
Lehrstuhl Beschaffung und 
Supply Management, Universi-
tät der Bundeswehr München

©
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beraten, die Publikationen von 
Prof. Eßig zu studieren. Der 
Praxisbezug seiner Forschun-
gen ist unverkennbar.

Die Bundesleitung freut sich 
sehr, Prof. Eßig für nachfolgen-
den Gastbeitrag in unseren 
Medien gewinnen zu können.

<< Beschaffung im 
Verteidigungs- und 
Sicherheitsbereich 
Mythen und Realitäten

Prof. Dr. Michael Eßig/ 
Dr. Christian von Deimling

Lehrstuhl Beschaffung und 
Supply Management 
Universität der Bundeswehr 
München

1. Problemlage: Zur Not-
wendigkeit einer da-
tenbasierten Betrach-
tung der Beschaffung

Rüstungsbeschaffung wird im 
öffentlichen Diskurs meist kri-
tisch begleitet. Beschaffungs-
vorhaben im Verteidigungs- 
und Sicherheitsbereich haben 
spezifische Herausforderun-
gen, welche einer detaillierten 
Analyse bedürfen und eben 
nicht einer „gefühlten Wahr-
heit“ der medialen Wahrneh-
mung folgen. Zum einen gilt es 
zu untersuchen, welche Proble-
me tatsächlich existieren – und 
zu prüfen, welche Lösungs-
möglichkeiten dafür existieren 
könnten. Komplexe Systeme 
entziehen sich in der Regel einer 
„vereinfachenden“ Problem
lösung.

In diesem Beitrag soll der Ver-
such unternommen werden, die 
Diskussion um Beschaffung im 
Verteidigungs- und Sicherheits-
bereich zu versachlichen. Dazu 
wird ein datenbasiertes Vorge-
hen gewählt. Es basiert auf ei-
ner Analyse der sog. TED-Daten-
bank (Tenders Electronic Daily). 
Dabei handelt es sich um die im 
Internet frei verfügbare Version 
des „Supplements zum Amts-
blatt der Europäischen Union“ 
und damit um die offizielle 
Plattform für Vergabe bekannt-

machungen des gesamten euro-
päischen öffentlichen Auftrags-
wesens. Auf TED werden nach 
eigenen Angaben über 500.000 
Vergabebekanntmachungen p. 
a. veröffentlicht. Diese Zahl um-
fasst die sogenannten Contract 
Notices (CN) und die Contract 
Award Notices (CAN) gleicher-
maßen. Die CN ist als Veröffent-
lichung der geplanten Vergabe 
noch vor Vertragsschluss zu ver-
stehen, während die CAN Infor-
mationen zur tatsächlich erfolg-
ten Auftragsvergabe beinhaltet.

Alle Vergaben oberhalb der 
sog. „Schwellenwerte“ sind 
prinzipiell veröffentlichungs-
pflichtig, sodass die TED-Da-
tenbank einen tiefen Einblick 
in das tatsächliche europäische 
Vergabewesen geben kann. 
Die Meldepflicht für öffentli-
che Auftraggeber nach Artikel 
66 2009/81/EG sorgt für eine 
nahezu vollständige Datener-
fassung über ein standardisier-
tes Formular.1

Die TED-Datenbank ist auf-
grund ihrer einzigartigen Ein-
blicke ein geeignetes Mittel, 
um die gewünschte Versachli-
chung der Diskussion um Rüs-
tungsbeschaffung zu ermögli-
chen. Die TED-Daten werden 
dazu in der Folge auf drei Ver-
gleichsbasen ausgewertet:

>> Zum ersten werden Beschaf-
fungen im Verteidigungs- 
und Sicherheitsbereich mit 
anderen öffentlichen Aufträ-
gen verglichen. Damit kann 
geprüft werden, ob die Spezi-
fika von Rüstungsvorhaben 
Auswirkungen auf das Be-
schaffungsverhalten haben.

>> Zum zweiten lässt sich mit 
der TED-Datenbank ein inter-
nationaler (europäischer) 
Vergleich erstellen. Dies ist 
sinnvoll, um festzustellen, ob 
es spezifische Werte für 
Deutschland und damit für 
die Bundeswehr gibt, da der 

1	 Kritische Anmerkungen zur Datenqualität 
der TED-Daten finden sich bei Europäische 
Kommission (2019), S. 2 f., weshalb in die-
sem Fall weitere Verfahren zur Datenvali-
dierung und Datenbereinigung zum Ein-
satz kamen. Vgl. Europäische Kommission 
(2019), TED CSV Open Data Notes & Code-
book, Version 3.2, o. O. 2019.

Regulierungsrahmen prinzi-
piell europaweit identisch ist, 
lediglich national unter-
schiedlich umgesetzt wurde.

>> Zum dritten werden – wo 
sinnvoll – Zeitreihenanalysen 
herangezogen. Diese prüfen, 
ob sich im Zeitablauf Verän-
derungen im Beschaffungs-
verhalten ergeben.

Die Abgrenzung der verteidi-
gungs- und sicherheitsrele-
vanten Beschaffungen von 
(allen) anderen öffentlichen 
Vergaben erfolgt auf Basis der 
europaweit einheitlichen ver-
gaberechtlichen Regulierun-
gen. Dies ist in erster Linie die 
Richtlinie 2009/81/EG zu Ver-
fahren für Bau-, Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge in 
den Bereichen Verteidigung 
und Sicherheit. In Deutsch-
land wurde sie in der Vergabe-
verordnung für die Bereiche 
Verteidigung und Sicherheit 
(VSVgV) umgesetzt.

Für die nachfolgenden Aus-
wertungen werden aus-
schließlich Bekanntmachun-
gen zur Auftragsvergabe 
(CAN) herangezogen. Dabei 
kommen nur die Datensätze 
zum Einsatz, die nach der CPV-
Code-Klassifizierung (Com-
mon Procurement Vocabulary) 
als Beschaffungsobjekt in den 
Bereich „Verteidigung und Si-
cherheit“ fallen und die nach 
der Klassifizierung der NUTS-
Codes (Nomenclature des uni-
tés territoriales statistiques) 
ausschließlich Länder der Eu-
ropäischen Union betreffen. 
Die hier vorliegenden Auswer-
tungen beziehen sich außer-
dem auf die jährlichen Daten, 
die vom elektronischen Amts-
blatt der europäischen Union 
als CSV-Dateien (Comma Se-
parated Values) im UTF8-For-
mat (Unicode Transformation 
Format) bereitgestellt werden. 
Nachdem zahlreiche Werte in 
den CSV-Daten als „Missing 
Values“ eingestuft werden 
müssen, beziehen sich die hier 
dargestellten Analysen immer 
auf die Datensätze, die ent-
sprechend vollständige Einbli-
cke erlauben.

2.  �Analyseergebnisse  
in den Dimensionen 
Markt und Strategie

2.1  �Auftraggeber und Auf-
tragsgegenstände im 
Bereich Verteidigung  
und Sicherheit

Die erste Analysedimension 
betrifft die Frage, welche Pro-
dukte bzw. welche Leistungen 
von welchen Auftraggebern 
vergeben werden („Wer ver-
gibt was“-Frage). Insgesamt 
enthält die TED-Datenbank  
für 2017 204.984 Vergabebe-
kanntmachungen (CAN), davon 
sind „lediglich“ 1.030 im Be-
reich Verteidigung und Sicher-
heit. Allerdings ist ihre Zahl 
von 2009 bis 2017 um 16 Pro-
zent gestiegen, während die 
Gesamtheit nur um 5 Prozent 
wuchs. Deutschland spielt da-
bei eine wichtige Rolle, insge-
samt sind deutsche Auftragge-
ber für 23 Prozent aller Be- 
kanntmachungen von 2009 bis 
2017 verantwortlich. Dies ent-
spricht einer Anzahl von 1.385 
und ist damit fast doppelt so 
hoch wie die Zahl des zweit-
platzierten Landes Polen (725) 
und weit mehr als bspw. Frank-
reich (683) oder das Vereinigte 
Königreich (438).

Verteidigungs- und Sicherheits-
vergaben umfassen neben mili-
tärischen auch andere sicher-
heitsrelevante Bereiche wie 
bspw. die Polizei. Tatsächlich 
verantwortet die Bundeswehr 
bzw. mit ihr verbundene Auf-
traggeber fast zwei Drittel aller 
VSVgV-Vergaben aus Deutsch-
land in den Jahren 2009 bis 
2017. Das BAAINBw zeichnet  
für 28 Prozent, die HIL Heeresin-
standsetzungslogistik GmbH für 
20 Prozent, das Marinearsenal 
für 11 Prozent und die Bw Be-
kleidungsmanagement GmbH 
für 4 Prozent aller Bekanntma-
chungen verantwortlich. Das Be-
schaffungssystem der Bundes-
wehr ist somit weit umfas- 
sender als ein einzelnes (Rüs-
tungs-)Amt. Die skizzierten 
1.385 VSVgV-Vergaben von 
2009 bis 2017 sind dabei über-
wiegend Ausrüstung (54 Pro-
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zent), gefolgt von Reparatur und 
Wartung (22 Prozent), Bau (22 
Prozent) sowie (Aus-) Bildung (2 
Prozent). Bezogen auf den Wert 
machen Ausrüstung 58 Prozent, 
Reparatur und Wartung 30 Pro-
zent, Bau 7 Prozent sowie (Aus-) 
Bildung 5 Prozent aus. Im Bau- 
und im (Aus-)Bildungsbereich 
fallen Anzahl und Wert der Ver-
gaben am stärksten auseinan-
der – dies lässt sich bspw. durch 
stark losgeteilte Vergaben im 
Bau („Gewerke“) bzw. die Schaf-
fung integrierter Produkt-Ser-
vice-Bündel in der (Aus-) Bildung 
(bspw. Gefechtsübungszentrum 
GÜZ als eine integrierte Service-
leistung eines Betreibers/Liefe-
ranten) erklären.

2.2  �Wettbewerb  
und Serviceorientierung

Rüstungsmärkte gelten als 
wenig wettbewerbsorientiert. 
Die zweite Analysedimension 
untersucht, welche Leistungen 
mit welchen Verfahren und wel-
chen Zuschlagskriterien verge-
ben werden („Was wird wie 
vergeben“-Frage). Der Großteil 
der deutschen Vergabeverfah-
ren im Verteidigungs- und Si-
cherheitsbereich wird über das 
offene Verfahren und das Ver-
handlungsverfahren mit Teil-
nahmewettbewerb sehr wohl 
wettbewerblich ausgeschrieben. 
Ganz im Gegenteil zum Verei-
nigten Königreich, wo der Anteil 
der Verfahren ohne (vollständi-
gen) Teilnahmewettbewerb (be-
schränkte Ausschreibung, Ver-
handlungsverfahren ohne Teil- 
nahmewettbewerb, Zuschlag 
ohne vorherige Veröffentlichung 
o. Ä.) über 80 Prozent der Ver-
fahren ausmachen. Nur in 1 Pro-
zent der Vergabeverfahren 
Deutschlands wurde ein be-
schleunigtes Verfahren gewählt, 
was gemeinhin mit einem Aus-
schluss des Wettbewerbs ein-
hergeht, der Anteil liegt bspw. in 
Italien mit 15 Prozent deutlich 
höher. Bei Verfahren mit loswei-
ser Vergabe als Instrument der 
Mittelstandsförderung liegt 
Deutschland mit einem Anteil 
von 13 Prozent im europäischen 
Mittelfeld, weit über die Hälfte 
davon mit „nur“ zwei Losen.

Auffällig ist der im euro
päischen Vergleich sehr hohe 
Anteil an Werkverträgen, hier 
liegt Deutschland mit 22 Pro-
zent aller Vergabebekanntma-
chungen so hoch wie in kei-
nem anderen Land. Viele 
Länder schließen gar keine 
Werkverträge. Europaweit ist 
der Anteil der (Sachleistungs‑)
Lieferverträge gegenüber den 
Dienstleistungsverträgen im 
Verteidigungs- und Sicher-
heitsbereich höher, während 
in den allgemeinen öffentli-
chen Vergaben Dienstleistun-
gen klar dominieren.

Bei den Zuschlagskriterien 
unterscheidet die TED-Daten-
bank zwischen dem Zuschlag 
nach bestem Preis-Leistungs-
Verhältnis (sog. „Most Econo-
mic Advantageous Tender“ 
bzw. MEAT-Kriterium) entspre-
chend der Definition der Wirt-
schaftlichkeit bzw. des wirt-
schaftlichsten Angebots gem. § 
97 
i. V. m. § 127 (1) GWB, § 58 (1), 
(2) VgV, § 34 VSVgV und der 
„Sonderform“ der reinen Preis-
Bezuschlagung. Hier zeigen sich 
wesentliche Unterschiede im 
europäischen Vergleich. 
Deutschland ist – neben Polen 
mit vergleichbaren Zahlen und 
Rumänien mit fast 90 Prozent 
rein preisbasierter Vergaben 
– eines der Länder, das am 
stärksten auf eine Vergabe al-
leine auf Basis des Zuschlags-
kriteriums Preis setzt (53 Pro-
zent aller Vergaben). Eine 
Ausnahme bilden lediglich 
Dienstleistungen, welche zu 62 
Prozent auf Basis des MEAT-
Wirtschaftlichkeitskriteriums 
ausgeschrieben und dann auch 
bezuschlagt werden.

Betrachtet man die Lieferan-
tenseite, dann zeigt sich, dass 
in Deutschland die durch-
schnittliche Zahl der Angebote 
im Verteidigungs- und Sicher-
heitsbereich von knapp über 
sieben in 2009 bis auf knapp 
unter 2 in 2017 zurückgegan-
gen ist. Die durchschnittliche 
Zahl der Angebote in diesem 
Zeitraum liegt bei 3,64 und ist 
damit bspw. mit dem Vereinig-

ten Königreich vergleichbar 
(3,81). Mit dieser eher beschei-
denen und rückläufigen Bieter-
zahl machen Verteidigungs- 
und Sicherheitsvergaben in 
Europa keine Ausnahme ge-
genüber den allgemeinen öf-
fentlichen Vergaben: Nach 
Angaben der Europäischen 
Kommission ist die Zahl der 
Ausschreibungen, bei denen 
nur ein Angebot eingegangen 
ist, von 2006 bis 2016 von 17 
Prozent auf 30 Prozent gestie-
gen, gleichzeitig ging die 
durchschnittliche Angebots-
zahl von fünf auf drei zurück.2

3.  �Schlussfolgerungen

Die Datenanalyse lässt unter-
schiedliche Interpretationen 
zu, einige Schlussfolgerungen 
lassen sich ziehen:

>> Die relativ hohe Zahl deut-
scher Bekanntmachungen 
(Abschnitt 2.1) führt zu
vorderst zu einer hohen 
(Arbeits-)Belastung der  
Beschaffungsorganisa
tion(en), da im Prinzip jedes 
Vergabeverfahren zu durch-
aus relevanten Prozessauf-
wendungen führt bzw. füh-
ren kann.3 Positiv formuliert 
setzt Deutschland die Richt-
linie konsequent um bzw. 
führt schlichtweg viele Ver-
fahren durch. Umgekehrt 
kann man aus dieser Zahl 
herauslesen, dass Deutsch-
land die Möglichkeiten von 
Rahmenvereinbarungen 
und/oder Bedarfsbündelun-
gen und/oder die Vergabe 
integrierter Produkt-Ser-
vice-Systeme (noch) nicht 
konsequent nutzt. So lag 

2	 Vgl. Europäische Kommission (2017), Eine 
funktionierende öffentliche Auftragsver-
gabe in und für Europa, Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parla-
ment, den Europäischen Rat, den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
und den Ausschuss der Regionen, COM 
(2017) 572 final, Straßburg 2017, S. 6.

3	 So ermittelten Ramboll Management et al. 
(2008, S. 8) bereits vor mehr als zehn Jah-
ren Prozesskosten für die Vergabe öffentli-
cher Aufträge in Deutschland in Höhe von 
19 Mrd. E p. a. Vgl. Ramboll Management/
Institut für Mittelstandsforschung Bonn/
Leinemann & Partner Rechtsanwälte 
(2008), Kostenmessung der Prozesse öf-
fentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und 
Bauaufträge aus Sicht der Wirtschaft und 
der öffentlichen Auftraggeber, Berlin 
2008.

das durchschnittliche Volu-
men pro Vergabe in 2017 
für Deutschland bei 2,8 
Mio. €, im Vereinigten Kö-
nigreich bei 18,6 Mio. € und 
in Frankreich gar bei 75,8 
Mio. €. In der Konsequenz 
führt das zu deutlich höhe-
ren Aufwendungen im ei-
gentlichen Kern-Vergabe-
verfahren, da dieses 
weitgehend reguliert ist 
und die Prozessaufwendun-
gen (relativ) unabhängig 
vom Auftragsvolumen ent-
stehen. Es entsteht eine Ge-
fahr der Überlastung durch 
die Zahl der Verfahren, 
während für die wichtigen 
und weitgehend regulie-
rungsfreien Phasen des Be-
schaffungsprozesses vor der 
eigentlichen Vergabe, das 
Bedarfsmanagement und 
die Beschaffungsmarktfor-
schung/Markterkundung zu 
wenig Ressourcen zur Ver-
fügung stehen.

>> Eine Form der „Zersplitte-
rung“ ist auch bei den Be-
schaffungsobjekten fest
zustellen, wenn bspw. im 
Baubereich sehr viele Ver-
gaben (22 Prozent Anteil) 
nur ein relativ kleines Volu-
men (7 Prozent) abdecken 
und die Vergaben der Bun-
deswehr weitestgehend 
auf vier große Institutionen 
aufgeteilt sind.

>> Es ist ein Mythos, dass der 
Sicherheits- und Verteidi-
gungsbereich nicht wettbe-
werbsorientiert gestaltet 
werden kann. Deutschland 
ist diesbezüglich fast vor-
bildlich im internationalen 
Vergleich. Europaweit gibt 
es kein Land, in dem der An-
teil von wettbewerbsorien-
tierten Verfahren so groß 
ist. Leider korrespondiert 
die Zahl der Angebote nicht, 
im Gegenteil: Diese ist rück-
läufig und derzeit auf niedri-
gem Niveau. Öffentliche 
Auftraggeber – und damit 
auch Auftraggeber im Ver-
teidigungs- und Sicherheits-
bereich – sollten Anstren-
gungen unternehmen, ihre 
Attraktivität für leistungs-
fähige Lieferanten zu erhö-
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hen (sog. „Public Customer 
Attractiveness“).4 Parallel 
führt sicherlich auch die 
Konsolidierung der europäi-
schen Sicherheits- und Ver-
teidigungsindustrie zu ei-
nem Rückgang potenzieller 
Bieter.

>> Die ungleiche Verteilung  
der Verfahrensarten inner-
halb der EU zeigt, dass der 
Weg zu einer einheitlichen 
Rüstungs(beschaffungs)poli-
tik noch weit ist. Gleichzeitig 

4	 Vgl. Eßig, M./Amann, M. (2014), Public 
Customer Attractiveness: Ist die öffentli-
che Hand ein attraktiver Auftraggeber?, in: 
Supply Chain Management, Jg. 14 (2014), 
Nr. 1, S. 7–13.

wäre zu prüfen, ob die Um-
stellung vom „klassischen“ 
Rüstungskauf hin zu ergeb-
nisorientierten Verfügbar-
keits- und damit zu Dienst-
leistungsverträgen („Perfor- 
mance Based Contracting) 
ein Ansatzpunkt sein könn-
te, Lieferanten stärker in  
die Verantwortung zu neh-
men und das Leistungser-
gebnis (bspw. Verfügbar- 
keit) stärker in den Mittel-
punkt der Beschaffung zu 
stellen.

>> Mit ergebnisbasierten 
Verträgen rückt zudem die 
Leistungsseite der Wirt-

schaftlichkeit bei Vergaben 
im Sicherheits- und Vertei
digungsbereich stärker in 
den Fokus. Tatsächlich ist 
Deutschland hier im euro-
päischen Vergleich eines 
der Länder, das den Preis 
bzw. die Kosten gegenüber 
der Leistung als Zuschlags-
kriterium sehr stark in den 
Mittelpunkt stellt. Dies gilt 
in Deutschland zwar gene-
rell bei öffentlichen Aufträ-
gen und ist kein Spezifikum 
im Verteidigungs- und Si-
cherheitsbereich. Will man 
jedoch tatsächlich die beste 
Ausrüstung für die Bundes-

wehr realisieren, müsste 
auch in den Vergabeverfah-
ren ein Wandel vom Preis- 
zum Qualitätswettbewerb 
stattfinden. Der Normgeber 
nennt in der VSVgV bei
spielhaft eine Vielzahl  
von leistungsorientierten 
Zuschlagskriterien wie Qua-
lität, technischer Wert, 
Kundendienst und techni-
sche Hilfe, Interoperabilität 
und Eigenschaften beim 
Einsatz, Umwelteigenschaf-
ten, Lieferfrist oder Ausfüh-
rungsdauer und Versor-
gungssicherheit (§ 34 [2] 
VSVgV).�

Gemeinsam für die 
Bundeswehrfeuerwehr
Die Verbindungen zwischen dem Verband der Bundeswehrfeuerwehren e.V. (VdBwFw)  
und dem Verband der Beamten der Bundeswehr e.V. (VBB) sind traditionell gut.

Beide Verbände eint der 
Wunsch, die beruflichen Rah-
menbedingungen für die Kolle-
ginnen und Kollegen in der 
Bundeswehrfeuerwehr zu ver-
bessern. Vieles konnte in der 
Vergangenheit durch abge-
stimmtes Handeln bereits er-
reicht werden.

Um dieses gemeinsame 
Interesse noch weiter zu stär-
ken und auszubauen, haben 
die Vorsitzenden der beiden 
Verbände, Thomas Schönberger 
und Wolfram Kamm, am  
28. Juni 2019 eine Kooperati-
onsvereinbarung über die 
Ausgestaltung dieser Zusam-
menarbeit unterzeichnet.

Ausgehend vom Prinzip  
einer gegenseitigen Unter-
stützung erklären in der 
Vereinbarung beide Organi-
sationen ihren ausdrückli-
chen Willen zur Zusammen-
arbeit. Sie dokumentieren 
damit gleichzeitig die heraus-
ragende Bedeutung der Ziel-

gruppe der Angehörigen der 
Bundeswehrfeuerwehr. Die 
Zusammenarbeit erstreckt 
sich im Besonderen auf die 
gegenseitige Einladung zu 
Veranstaltungen und Wer-
bung für die Partnerorgani

sation, den Austausch von 
Informationen sowie die Zu-
sammenarbeit in den 
Personalvertretungen.

Somit wurde eine richtungs-
weisende Grundlage für die Zu-

kunft geschaffen, noch effek
tiver für Verbesserungen im 
Brandschutz der Bundeswehr 
einzutreten. 

Unter dem Motto: 
„Gemeinsam sind wir stark“.�

©
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